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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Niederlassungsrecht

Eine Änderung der Wohnsitzbestimmungen im Zivilgesetzbuch sollte sicherstellen, dass
die Niederlassungsfreiheit auch für Personen in Pflegeheimen gewährleistet wird. Eine
dies fordernde Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL) war im Nationalrat mit 113 zu 65
Voten an den Ständerat überwiesen worden, der das Begehren jedoch mit 27 zu 5
Stimmen ablehnte. In der Praxis gehe es nicht um die Frage der Niederlassung, sondern
um die Restkostenfinanzierung bei einem Aufenthalt in einem Pflegeheim. Zudem
begründe der Aufenthalt in einem Heim noch keinen Wohnsitz. 1

MOTION
DATUM: 02.12.2013
NADJA ACKERMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Regierungsparteien versuchten im Wahlkampf, auch möglichst viele Rentnerinnen
und Rentner anzusprechen und zugunsten ihrer Parteien zu mobilisieren. Dabei spielte
die Diskussion um die 10. AHV-Revision eine nicht unwesentliche Rolle. Kurz vor den
Wahlen warfen sich FDP, SP und CVP gegenseitig vor, eine rasche finanzielle
Besserstellung der Rentner verhindert zu haben. Aus der VOX-Analyse im Anschluss an
die Wahlen ging unter anderem hervor, dass die FDP von allen Parteien den grössten
Teil dieser Personengruppe mobilisieren konnte.

In den Augen vieler Wahlbeobachter spielten auch die Mutmassungen über eine vom
Bundesrat geplante Benzinzollerhöhung von 25 bis 35 Rappen pro Liter, welche
während den Sommermonaten diskutiert wurde und in der letzten Woche vor den
Wahlen durch die Presse an die Öffentlichkeit gelangte, eine wichtige Rolle in der
Meinungsbildung vieler, zu jenem Zeitpunkt noch unentschlossener Wählerinnen und
Wähler. Ein direkter Zusammenhang zwischen dem Erfolg der AP sowie der Lega dei
Ticinesi einerseits und der durch gewisse Medien geschürten Angst vor einer massiven
Benzinpreiserhöhung andererseits liess sich in der VOX-Umfrage nicht nachweisen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Öffentliche Finanzen

Öffentliche Finanzen

Der Bundesrat habe in regelmässigen Abständen einen Bericht zu veröffentlichen, der
aufzeigen soll, wie sich die finanziellen Lasten zwischen den Generationen verteilen.
Dieser Auffassung war der Nationalrat in der Herbstsession 2016 und reichte mit 124 zu
57 Stimmen bei 1 Enthaltung eine entsprechende Motion der FDP-Liberalen-Fraktion an
den Ständerat weiter – gegen den Widerstand der Parlamentslinken. Der Bericht zum
Generationenvertrag habe, so die Motionärin, insbesondere aufzuzeigen, wie sich die
implizite Staatsverschuldung, also alle zugesagten, aber nicht finanzierten Versprechen
staatlicher Leistungen (v.a. bei den Sozialversicherungen und im Gesundheitswesen),
entwickelt haben und welche Kosten damit auf die nächsten Generationen übertragen
werden. Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, da es bereits
genügend breit abgestützte und in regelmässigen Abständen aktualisierte Grundlagen
gebe, um die angestrebte öffentliche Diskussion zu führen. 3

MOTION
DATUM: 19.09.2016
DAVID ZUMBACH
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Direkte Steuern

Zur Milderung der ansteigenden Gesundheitskosten im Alter, insbesondere für
Zusatzversicherungen, verlangte Spielmann (pda, GE) höhere Abzüge bei der direkten
Steuer. Der Nationalrat überwies diesen Antrag als Postulat. Ganz abgelehnt wurde
hingegen eine Motion Jans (sp, ZG) (Mo. 99.3116) zur steuerlichen Gleichstellung von
Pensionskassenleistungen gegenüber Kapitalbezügen aus der dritten Säule. 4

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Finanz- und Ausgabenordnung

Die FK-SR sprach sich mehrheitlich gegen die Motion „Bilanz des
Generationenvertrages“ aus und argumentierte dabei in Übereinstimmung mit
Bundesrat Berset, dass eine vollständige Bilanz zum Generationenvertrag neben den
Sozialversicherungen auch Aktiva wie Bildung und Infrastruktur beinhalten müsste und
dadurch sehr arbeitsintensiv werden würde. Mit Verweis auf mehrere bisher
erschienene Berichte zur Finanzperspektive der Sozialversicherungen und auf die
Bereitschaft des Bundesrates, den Bericht zur Gesamtsituation über die
Finanzperspektive der Sozialversicherungen mindestens einmal pro Legislatur zu
aktualisieren, bestritten sowohl der Bundesrat als auch die FK-SR die Notwendigkeit
eines zusätzlichen Berichts. Schliesslich würde der Auftrag zu einem solchen auch den
aktuellen Bestrebungen, den Personalbestand der Bundesverwaltung zu reduzieren,
zuwiderlaufen. In Übereinstimmung mit diesen Argumenten lehnte der Ständerat die
Motion ab. 5

MOTION
DATUM: 13.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die periodische Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit von Autolenkerinnen und
Autolenkern soll nicht ab dem 70. Altersjahr einsetzen, sondern erst ab dem 75. Dies
verlangt eine parlamentarische Initiative Reimann (svp, AG), welche im Juni 2015 im
Nationalrat eingereicht worden war. In den Nachbarländern gebe es trotz der EU-
Führerscheinrichtlinie 2006/126/EG keine periodische Kontrolluntersuchung der
Fahrtüchtigkeit und im Vergleich zur Schweiz auch keine nennenswerten Unterschiede
in der Unfallstatistik. Der Bund missachte die Selbstverantwortung der älteren
Autofahrer, so Nationalrat Reimann. Die KVF-NR sah indes in der periodischen
Untersuchung ab dem 70. Altersjahr keine Diskriminierung und auch keine zu grosse
Einschränkung in der Selbstverantwortung und beantragte im November 2015 mit 15 zu
9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine Minderheit
Wobmann (svp, SO) stellte sich gegen diesen Antrag. Am 16. Dezember 2015 gab der
Nationalrat der parlamentarischen Initiative Reimann mit 97 zu 82 Stimmen bei 4
Enthaltungen Folge. Zusammen mit knappen Mehrheiten der Fraktionen von CVP und
FDP gewann die geschlossen stimmende SVP-Fraktion über die ablehnende Ratslinke.
Im April 2016 beantragte auch die KVF-SR mit 6 gegen 3 Stimmen, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Die periodischen
Kontrolluntersuchungen ab 70 Jahren seien nicht diskriminierend, zudem sei die
Regelung im Rahmen der Via Sicura optimiert worden. Die Kommission verwies weiter
auf das eigene Kommissionspostulat, welches eine Evaluation der Via Sicura-
Massnahmen fordert. Eine Minderheit Hösli (svp, GL) beantragte Folgegeben. Am 8. Juni
2016 debattierte die kleine Kammer über das Geschäft. In den Voten wurde
hauptsächlich auf die wissenschaftliche Evidenz eingegangen: Die Unfallstatistik zeige,
dass alte Fahrerinnen und Fahrer keine Risikogruppe darstellten. Konrad Graber (cvp,
LU) ging darauf nicht ein, empfahl dem Rat aber aus Effizienzgründen wie bei der
parlamentarischen Initiative Regazzi keine Folge zu geben und erst den Bericht über die
Evaluation der Via Sicura abzuwarten. Die kleine Kammer folgte entgegen diesem Votum
der Minderheit Hösli und gab der Initiative mit 22 zu 19 Stimmen (keine Enthaltungen)
Folge. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2016
NIKLAUS BIERI
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Nach der Annahme der parlamentarischen Initiative Reimann (svp, AG) zur periodischen
Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit ab 75 statt ab 70 Jahren, reichte die KVF-NR
im März 2017 den Entwurf zu einer entsprechenden Änderung des
Strassenverkehrsgesetzes ein. Im Mai 2017 nahm der Bundesrat dazu Stellung. Der
Bundesrat stellte darin fest, dass sich im Vernehmlassungsverfahren die Befürworter
und Gegner einer späteren Prüfung der Fahrtüchtigkeit die Waage halten. Weil der
Bundesrat die Eigenverantwortlichkeit der Seniorinnen und Senioren in diesem Bereich
fördern möchte, stimmte er einer Heraufsetzung des Untersuchungsalters zu, jedoch
unter dem Vorbehalt flankierender Massnahmen wie beispielsweise
Sensibilisierungskampagnen, damit die Verkehrssicherheit weiterhin gewährleistet sei. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.2017
NIKLAUS BIERI

Nachdem einer parlamentarischen Initiative Reimann (svp, AG) zur Heraufsetzung der
periodischen Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit vom 70. auf das 75. Altersjahr
im Parlament Folge gegeben worden war, behandelte der Nationalrat im Juni 2017 eine
entsprechende Änderung des Strassenverkehrsgesetzes. Eine Mehrheit der KVF-NR
empfahl die Annahme, eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) wollte die Vorlage so ändern,
dass eine erste obligatorische Untersuchung mit 70 Jahren stattfindet, die nächste aber
erst mit 75 (statt alle zwei Jahre, wie bisher). In der Debatte wurden hauptsächlich die
Antworten von Ärzteverbänden im vom Astra in dieser Sache durchgeführten
Vernehmlassungsverfahren herangezogen. Der Nationalrat folgte schliesslich seiner
Kommissionsmehrheit und nahm das höhere Alter bei der ersten
Fahrtüchtigkeitsprüfung mit 143 zu 15 Stimmen (bei 26 Enthaltungen) an. Im September
2017 stimmte auch der Ständerat der Vorlage trotz eines eindringlichen Appells von
Ständerat Jositsch (sp, ZH) mit 34 zu 4 Stimmen (5 Enthaltungen) zu. In den
Schlussabstimmungen vom 29. September 2017 wurde die Gesetzesänderung in beiden
Kammern klar angenommen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2017
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Neben fünf weiteren das Mietwesen betreffende parlamentarischen Initiativen (17.459,
17.491, 17.493, 17.514, 17.515) diskutierte die RK-NR im Juli 2018 auch eine
parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE), die ältere Menschen besser vor
missbräuchlichen Mietkündigungen schützen möchte. Der Initiant und Präsident des
Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes (SMV) wollte im Mietrecht
spezifizieren, dass älteren Menschen nur bei Vorliegen wichtiger Gründe gekündigt
werden darf und der Vermieter im gegebenen Fall in der Pflicht steht, der Mieterpartei
eine alternative Mietlösung in unmittelbarer Nähe und zu vergleichbaren Konditionen
vorzuschlagen. Gerade ältere Menschen würden bei einem Umzug vor grosse
Herausforderungen gestellt; das Durchbrechen der gewohnten Routine und ein
allfälliger Verlust des sozialen Umfelds im Quartier wiegten bei dieser Personengruppe
besonders schwer, so der Initiant. Die RK-NR beantragte jedoch mit 15 zu 7 Stimmen,
der Initiative keine Folge zu geben. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
MARLÈNE GERBER

Nachdem sich die RK-NR im Juli 2018 bereits deutlich gegen eine parlamentarische
Initiative Sommaruga (sp, GE) zur Verbesserung des Kündigungsschutzes für ältere
Mieter ausgesprochen hatte, bestätigte der Nationalrat in der Herbstsession 2018
diesen Entscheid, womit das Geschäft erledigt wurde. Ebenso wie eine weitere
parlamentarische Initiative des Präsidenten des Schweizerischen Mieterverbandes
(Pa.Iv. 17.459) lehnte der Nationalrat auch erwähntes Anliegen mit geschlossenen
Blöcken ab: Befürwortenden 52 Stimmen der Ratslinken standen 123 opponierende
Stimmen aus den Fraktionen der GLP, BDP, CVP, FDP und SVP gegenüber. Die Ausnahme
bildeten 2 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine von
Abgeordneten aus allen Bundesratsparteien sowie den Grünen unterzeichnete Motion
Schenker (sp, BS) an, die den Bundesrat auffordert, einen Massnahmenplan zur
Unterstützung von älteren Arbeitslosen vorzulegen. Dabei seinen neben der Förderung
spezifischer arbeitsmarktlicher Massnahmen insbesondere die Verstärkung der
Forschung über die spezifische Problematik der Wiedereingliederung älterer
Arbeitnehmender zu prüfen. 11

MOTION
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Ebenso diskussionslos wie im Vorjahr der Nationalrat stimmte der Ständerat einer
Motion Schenker (sp, BS) zu, welche den Bundesrat beauftragt, dem Parlament
gesetzgeberische Massnahmen zur besseren Wiedereingliederung von älteren
Arbeitslosen vorzuschlagen resp. diese auf Verordnungsebene einzuführen. 12

MOTION
DATUM: 05.06.2007
MARIANNE BENTELI

Bei der Behandlung der Legislaturziele 2007-2011 im Nationalrat verlangte die SP eine
bessere Eingliederung der über 55-Jährigen und der Frauen in den Arbeitsmarkt
anstelle der Erhöhung des Rentenalters. Der Antrag wurde mit 68 zu 40 Stimmen
abgelehnt. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
MARIANNE BENTELI

L'initiative parlementaire déposée par Bea Heim (ps, SO) demande à ce que le potentiel
offert par les personnes âgées sur le marché du travail soit exploité et développé
intelligemment. Elle a pour but la création de bases légales qui prévoiraient des
dispositifs d'incitation et d'autres mesures concrètes afin de favoriser le maintien des
salariés d'un certain âge dans la vie active et d'améliorer leurs chances de réintégrer le
marché du travail. Le taux de chômage des personnes de 55 à 65 ans a augmenté ces
dernières années et celles-ci ont plus de difficultés que les jeunes à retrouver un
travail. Par conséquent, elles sont plus facilement à l'aide sociale. L'auteure de
l'initiative propose comme mesures l'instauration d'une politique de
perfectionnement, d'amélioration des qualifications pour ces personnes par exemple.
Des labels nationaux et des allocations d'initiation au travail compléteraient ces
mesures. 
La Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) recommande de ne pas donner suite par 17 voix contre 8. Bien que sensible à cette
problématique, elle estime que l'instauration de nouvelles dispositions légales dans le
domaine de la formation continue n'est pas pertinente. Une minorité est d'avis qu'il y a
lieu d'agir et souhaite examiner l'opportunité  de nouvelles incitations pour les
employeurs et de mesures en matière de formation continue. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2017
DIANE PORCELLANA

Le groupe PBD a déposé une initiative parlementaire pour l'instauration d'un système
de prévoyance-temps. Les personnes étant de plus en plus en bonne santé et restant
actives à un âge avancé, il demande la mise en place d'un système fournissant les
services pour répondre aux besoins de ces dernières. En intégrant les différentes
générations, l'idée est que le prestataire d'un service puisse recevoir un crédit-temps
qu'il pourra échanger ensuite contre des prestations d'aide pour soi-même. Avec ce
système, les jeunes et les retraités pourraient prêter assistance aux personnes âgées.
Les bénéficiaires pourraient ainsi pourvoir le plus longtemps possible à leurs besoins
de logement et de mobilité individuels et maintenir des contacts sociaux. 
La Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national (CSSS-
CN) ne souhaite pas donner suite à cette initiative parlementaire par 15 voix contre 3 et
6 abstentions. Elle est d'avis qu'il n'est pas nécessaire pour le moment de prendre des
mesures visant à traduire ce modèle dans la Constitution ou dans une loi. Le Conseil
national devra se pencher sur cet objet. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2017
DIANE PORCELLANA
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D'ici une dizaine d'années, la concurrence pour attirer des travailleuses et travailleurs
qualifiés va se renforcer au niveau international. Pour se prémunir contre le risque de
pénurie de main d’œuvre qualifiée, le Conseil fédéral a décidé de miser sur le marché
local du travail. Il a donc arrêté des mesures afin d'encourager les entreprises suisses à
recruter de la main-d’œuvre indigène. Figurent parmi ces mesures le renforcement de
la compétitivité des travailleuses et travailleurs âgés, l'intégration professionnelle des
personnes étrangères établies en Suisse et la réintégration facilitée pour les
demandeuses et demandeurs d'emplois rencontrant des difficultés. Environ 300
millions de francs seront investis, dont 62.5 millions seront alloués au programme
d'impulsion des ORP en faveur des chômeurs âgés. Le Conseil fédéral entend
également introduire une prestation transitoire pour les chômeurs en fin de droit âgés
de plus de 60 ans dont les recherches d'emplois se sont révélées infructueuses. A ce
sujet, il a chargé le DFI de préparer une consultation. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.05.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil fédéral instaure une rente-pont pour les chômeurs en fin de droits de plus
de 60 ans, afin d'assurer leurs besoins vitaux. Pour y prétendre, ils devront avoir cotisé
au minimum 20 ans avec un revenu annuel équivalent au seuil d'accès au deuxième
pilier. Les personnes au bénéfice d'une rente AVS ou disposant d'une fortune
supérieure à 100'000 francs n'y auront pas accès. Cette mesure coûtera 95 millions de
francs par an. Hormis l'UDC, les partenaires sociaux et la majorité des partis ont
approuvé la création de la rente-pont. 17

ANDERES
DATUM: 15.05.2019
DIANE PORCELLANA

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Les syndicats SSP et SUD ont appelé les fonctionnaires du canton de Vaud à manifester
contre un plan d’assainissement de la caisse de pension de l’Etat signé entre le
gouvernement et l’association faîtière des fonctionnaires (FSF Vaud). Près de 1'500
personnes, principalement des enseignants, étaient présentes le 11 mars dans les rues
de Lausanne. 18

ANDERES
DATUM: 12.03.2013
LAURENT BERNHARD

Arbeitnehmerschutz

Corrado Pardini (ps, BE) propose de compléter l'article 336c du Code des obligations
afin de garantir l'emploi des salariées et salariés âgés. Par l'ajout de l'alinéa 4,
l'employeur ne pourrait pas résilier le contrat d'un travailleur âgé de 55 ans avec au
moins dix années de service sans justifier de manière crédible que la résiliation ne
conduise pas à la substitution du travailleur par du personnel meilleur marché. Par 18
voix contre 7, la majorité des membres de la CAJ-CN ne souhaite pas donner suite à
l'initiative parlementaire. Elle rappelle que des mesures ont déjà été prises dans le
cadre de l'initiative visant à combattre la pénurie de personnel qualifié et de la mise en
œuvre de l'initiative «contre l'immigration de masse» afin de favoriser le maintien des
personnes âgées dans la vie active. Elle relève le risque d'une augmentation des
licenciements peu avant l'atteinte de l'âge limite ou le recours à des contrats à durée
déterminée. Au contraire, une minorité recommande d'y donner suite. Les risques de
chômage de longue durée et de dépendance à l'aide sociale vont s'intensifier sous
l'effet de la numérisation du marché du travail. Puisque le Conseil fédéral n'a, pour
l'heure, esquissé aucune solution en la matière, la minorité souhaite que le Parlement
prenne les devants par le biais de cette initiative. Lors du passage au Conseil national,
c'est la proposition de la majorité de la commission qui l'emporte par 138 voix contre
51. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
DIANE PORCELLANA
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ausgehend von einem Bericht über das Malaise im Pflegebereich, das sich unter
anderem in einem ausgetrockneten Arbeitsmarkt ausdrückt, verlangte die CVP
einerseits eine bessere soziale und finanzielle Anerkennung der Pflegeberufe,
andererseits eine Neuregelung der Finanzierung der Pflegeheime. Im Hintergrund
stand eine im Juli erlassene Verordnungsänderung, wonach die Pflegeheime die
effektiven Pflegekosten transparenter ausweisen müssen. Bis anhin wurden zum Teil
auch eigentliche Pflegeleistungen dem Bereich Hotellerie zugeordnet und den
Pflegebedürftigen direkt verrechnet. Mit der konsequenten Ausscheidung der
tatsächlichen Pflegekosten rechnen die Versicherer, auf mehrere Jahre verteilt, mit
Mehrkosten von rund 1,2 Mia Franken, was zu einem Prämienschub von gegen 10%
führen könnte. Ständerat und CVP-Präsident Stähelin (TG) verlangte deshalb den
umgehenden Übergang von der dualistischen zur monistischen Spital- und
Heimfinanzierung, wonach die Versicherer sämtliche tarifvertraglichen Leistungen für
die Krankenpflege berappen müssten. Die freiwerdenden Mittel, mit denen die Kantone
heute Spital- und Heimleistungen subventionieren, sollten in gleicher Höhe an die
Krankenkassen überwiesen werden mit dem gezielten Auftrag, die Kinderprämien
massiv zu verbilligen resp. ganz aufzuheben und die Langzeitpflege im Alter zu
finanzieren. Falls die Mittel nicht genügend sollten, sah Stähelin nur noch einen Ausweg:
die Einführung einer Zusatzprämie ab dem 50. Altersjahr. Diese sollte für alle
Schichten tragbar sein und dürfte 10 Fr. pro Monat nicht übersteigen. Diese Idee nahm
Santésuisse auf. Sie regte an, Leute ab 50 sollten verpflichtet werden, zusätzlich zur
obligatorischen Krankenversicherung eine Pflegeversicherung abzuschliessen, um die
künftige Lastenverteilung zwischen den Generationen wieder etwas zu entspannen. Der
Anteil der Ausgaben für eigentliche Pflegeleistungen (Spitex und Pflegeheime) sei vor
allem für die Altersgruppe 75+ bedeutsam. (Eine Studie der ETH zeigte, dass die
Überalterung der Bevölkerung die Prämien bis ins Jahr 2035 um jährlich 0,5% verteuern
wird .) Mit einer monatlichen Durchschnittsprämie von knapp 50 Franken ab Alter 50
könnten die Seniorinnen und Senioren die anfallenden Kosten weitgehend selber
finanzieren. Anlässlich der jährlichen Pressekonferenz zur Prämienentwicklung zeigte
sich Bundesrätin Dreifuss sehr besorgt ob dem Vorschlag von Santésuisse, der ihrer
Ansicht nach darauf abzielt, die mühsam aufgebaute Solidarität zu untergraben und das
Land zwischen Jungen und Älteren aufzuspalten. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2002
MARIANNE BENTELI

Mittels Postulat forderte die SGK-SR den Bundesrat auf, einen Bericht mit
Empfehlungen für eine bessere Betreuung und Behandlung von Menschen am
Lebensende auszuarbeiten. Dabei soll auf Themen wie Palliativ Care, ihre nachhaltige
Sicherstellung in der ganzen Schweiz, ihre Finanzierung sowie Zugang zu dieser für alle
Menschen eingegangen werden. Zudem sollen die gesundheitliche Vorausplanung, die
Sensibilisierung der Bevölkerung und der allfällige vom Bundesrat vorgesehene
Regulierungsbedarf in den Bericht einfliessen. Hintergrund des Postulats waren die
Ergebnisse des Nationalen Forschungsprogramms 67 zum Thema «Lebensende». 
Bedingt durch die höhere Lebenserwartung nehme der Bedarf nach Angeboten für eine
würdige letzte Lebensphase und ein würdiges Sterben zu, so Paul Rechsteiner (sp, SG)
für die Kommission während der Ständeratsdebatte in der Sommersession 2018. Man
müsse dabei jedoch nicht am Nullpunkt beginnen, da durch die nationale Strategie
Palliative Care 2010-2015 bereits viel Vorarbeit geleistet worden sei. Während Werner
Hösli (svp, GL) das Postulat in einigen Punkten kritisierte – unter anderem würde mit
dem Postulat ein teurer Markt für das schmerzlose Sterben angepeilt und der Titel des
Vorstosses trage der hervorragenden Arbeit, die in diesem Gebiet getätigt werde, keine
Rechnung –, sprach sich Alain Berset im Namen des Gesamtbundesrates für das
Geschäft aus. Es sei bereits einiges in diesem Bereich gemacht worden, trotzdem gebe
es noch wichtige medizinische und ethische Herausforderungen, die bewältigt werden
müssten wie zum Beispiel die Förderung des Zugangs zu Palliativmedizin für Menschen,
die den Rest ihres Lebens zuhause verbringen wollen. Zudem dürfe man die
Komplexität in diesem Gebiet und die hohen Anforderungen an die beteiligten
Fachleute nicht unterschätzen. Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an. 21
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DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sozialhilfe

Eine Studie von Pro Senectute hielt fest, dass in keiner Altersgruppe die Einkommen
und Vermögen ungleicher verteilt sind als bei den über 60-Jährigen. Ein Drittel der
Pensionierten lebe nur von der AHV-Rente. 12% der AHV-Rentner seien auf
Ergänzungsleistungen angewiesen und würden zu den Armen zählen, wenn es diesen
Sozialtransfer nicht gäbe. Etwa 3-4% der Bezüger blieben trotz dieser Hilfe arm. Die
Tendenz der Verschuldung im Alter nahm deutlich zu. Zu den häufigsten Gründen der
Verschuldung gehörten Steuerverpflichtungen. Pro Senectute möchte daher die
Altersarmut über den Ausbau der Ergänzungsleistungen eindämmen und das
Existenzminimum von Steuern befreien. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.2009
LINDA ROHRER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Zuge der starken medialen und politischen Präsenz einerseits des
Krankenversicherungs- und andererseits des Altersvorsorgesystems, und weil Ende
Dezember die dreijährige Einführungsphase der neuen Pflegefinanzierung auslief,
wurde im Jahr 2014 eine bereits früher geäusserte Forderung erneut breit diskutiert:
Jene nach einer obligatorischen Alterspflegeversicherung. Einen konkreten Anlass
dazu bieten die demographische Alterung und die Entwicklungen in der Medizin, welche
die Kosten der Alterspflege stark ansteigen lassen: Manche Experten rechnen mit einer
Verdoppelung der aktuellen Kosten bis ins Jahr 2030. Eine durchschnittliche Person in
der Schweiz wird heute im Alter von 81 Jahren pflegebedürftig und muss dann für rund
950 Tage gepflegt werden, wobei sich die Kosten in einem Pflegeheim im Schnitt auf
CHF 7‘500 monatlich belaufen. Unabhängig von ihrem Einkommen und Vermögen
müssen die Bewohnerinnen und Bewohner einen maximalen Anteil der Pflegekosten
von CHF 26,60 täglich übernehmen, für den Rest kommen die Krankenversicherung und
die öffentliche Hand auf. Die Kosten für Hotellerie und Betreuung gehen dagegen
vollständig zulasten der Patientinnen und Patienten. Diese Kosten übersteigen die
Möglichkeiten vieler Rentnerinnen und Rentner, welche in Folge auf
Ergänzungsleistungen (EL) zur AHV angewiesen sind. Aktuell trifft dies auf 53% der
Personen in Alters- und Pflegeheimen zu. Die Kosten für EL haben sich seit dem Jahr
2000 fast verdoppelt und betragen gegenwärtig rund CHF 4,5 Mrd. jährlich, was in der
Grössenordnung der Ausgaben für die Landesverteidigung liegt. Zudem werden Kantone
und Gemeinden, welche sich an den Kosten ihrer Pflegeplätze beteiligen, stark belastet.
Vor diesem Hintergrund wurden Forderungen nach verschiedenen Massnahmen
geäussert, um die bestehenden Sozialwerke und die Steuerzahlenden zu entlasten
sowie die Finanzierung der Alterspflege auf eine nachhaltige Basis zu stellen. Die
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen schlug zwei Modelle für die Abdeckung
dieses Risikos vor: Entweder könnten ab einem Alter von 40 oder 45 Jahren zusätzliche
Beiträge an die Krankenversicherung entrichtet werden – hier sei mit individuellen
Zusatzkosten von rund CHF 30 monatlich zu rechnen – oder es solle eine neue, durch
Lohnabzüge finanzierte Pflegeversicherung eingerichtet werden. Auch der Direktor der
Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren sprach sich für eine
obligatorische Pflegeversicherung aus. Im Juli veröffentlichte die liberale Denkfabrik
„Avenir Suisse" ein Buch, in dem sie unter anderem eine Versicherung nach dem
Kapitaldeckungsprinzip vorschlug, in die alle älteren Bürgerinnen und Bürger einzahlen
würden. Diese Versicherung sollte organisatorisch bei der Krankenversicherung
angesiedelt werden. Ausgehend von einem Beitragsbeginn mit 55 Jahren und einer
Beitragsdauer von 26 Jahren würde eine monatliche Prämie von rund CHF 300
resultieren – ein hoher Betrag, der jedoch zum Teil durch Einsparungen bei
Krankenversicherungsprämien und Steuern kompensiert werden könnte. Ergänzt würde
das Vorsorgekapital durch Zinserträge. Nicht aufgebrauchtes Kapital sollte nach dem
Ableben vererbt werden können, um einen Anreiz für einen haushälterischen Umgang
mit den Geldern zu schaffen, höhere Kosten sollten dagegen durch eine klassische
Versicherung mit Risikoprämien gedeckt werden. Sämtliche geäusserten Ideen stiessen
auf ein gemischtes Echo und erhielten eher pessimistische Prognosen betreffend ihrer
politischen Durchsetzbarkeit. Während bürgerliche Kreise sich gegen die Schaffung
eines neuen, eigenen Sozialwerkes stellen dürften, befürchteten andere eine
Schwächung der Solidarität durch verstärkte Belastung der älteren Generation. Das
Gesundheitssystem basiere auf der Kostenbeteiligung aller Versicherten. Auch wurde
betont, die Finanzierung der Pflege über Steuern sei erwünscht, da sie höhere
Einkommen stärker belaste als tiefere. Manche Sachverständige erwarten zudem
mittelfristig eine Entspannung der Lage, da der Anteil von Rentnerinnen und Rentnern,
welche Leistungen aus der seit 1985 obligatorischen beruflichen Vorsorge beziehen,
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zunimmt. 23

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Bundesgesetz
für Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose. Solche
Überbrückungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens während 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind – davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung –, die ein Vermögen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstützt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstätig waren», aber kein grosses Vermögen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
müssten diese Personen ihre Vermögen sowie häufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Säule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden könnten,
erklärte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets für
die Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit älterer Personen. Die ÜL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Ergänzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgeführt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begrüssten die Einführung von ÜL für Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich für die Massnahme aus, jedoch nur für Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz befürworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenir50plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze für ÜL wünschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (AI, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchführungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang für ausgesteuerte Personen über 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschäftigungsmassnahmen sowie die Unterstützung einer kleinen Bevölkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frühpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekämpfung und für die SVP würde die Massnahme das Problem noch
verschärfen. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2019 veröffentlichte Swiss Life eine ausführliche Studie zum Gender
Pension Gap, beruhend auf Sozialversicherungsdaten des Jahres 2012. Darin
verdeutlichte sich einmal mehr der grosse Unterschied zwischen den Altersrenten der
Männer und Frauen. Demnach erhielten Frauen durchschnittlich über alle drei Säulen
der Altersvorsorge hinweg eine um einen Drittel tiefere Rente als Männer, was in etwa
CHF 20'000 pro Jahr entspreche. 90 Prozent der Differenz stammte aus der
beruflichen Vorsorge (2. Säule), in der Frauen aus verschiedenen Gründen deutlich
schlechter fahren als Männer. Einerseits weisen Frauen einen durchschnittlich um über
20 Prozent tieferen Anstellungsgrad auf als Männer. Dadurch erhalten sie
durchschnittlich weniger Lohn und bezahlen folglich weniger Beiträge. Der
Koordinationsabzug ist zudem vom Anstellungsgrad unabhängig, so dass Frauen
anteilsmässig deutlich weniger Geld ansparen können als Männer. Zudem fallen die
Löhne der Frauen auch häufiger unter die Eintrittsschwelle der beruflichen Vorsorge,
wodurch ihre Löhne in der beruflichen Vorsorge manchmal gar nicht versichert sind.
Schliesslich bestehen noch immer Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern;
Frauen erhalten durchschnittlich 18 Prozent weniger Lohn als Männer. Inwiefern dieser
Unterschied auf strukturelle Faktoren oder Diskriminierung zurückzuführen ist, bleibt
umstritten. 
Deutlich geringer als in der beruflichen Vorsorge sei der Geschlechterunterschied bei
der AHV, weist die Studie aus, «da dort die Abhängigkeit von jahrzehntelang
angespartem Vermögen wegen Witwenrente, Anrechnung von Erziehungs- und
Betreuungsgutschriften, Splitting des Erwerbseinkommens» sowie Minimal- und
Maximalrente weniger gross sei. 
Am grössten ist der Gender Pension Gap gemäss der Studie von Swiss Life zwar bei
Verheirateten, dort zeigten sich dessen Folgen aber häufig weniger stark, weil die
Ehepartner ihre Einkommen zusammenlegen würden. Besonders stark ins Gewicht
fielen die Geschlechterunterschiede stattdessen bei geschiedenen Rentnerinnen, von
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denen entsprechend rund ein Drittel EL beziehe. Auch bei Konkubinatspartnerinnen,
die sich über längere Zeit um die Kinder kümmerten, falle die Differenz bei einer
Trennung entsprechend deutlich aus. 
Der Bericht zeigte jedoch auch eine Verbesserung der Situation auf. So sei die
Erwerbsquote der Frauen zwischen 1996 und 2017 um fast 10 Prozent gestiegen und
betrage nun durchschnittlich 60 Prozent. Der Gender Pension Gap habe sich demnach
von 50 Prozent auf 40 Prozent reduziert; nach wie vor erhielten Männer somit aber
deutlich höhere Renten als Frauen. 25

In der Wintersession 2019 setzte sich der Ständerat mit den Überbrückungsleistungen
(ÜL) für ältere Arbeitslose auseinander. Josef Dittli (fdp, UR) präsentierte die Vorlage
und erläuterte die Position der Kommissionsmehrheit, die auf Eintreten plädierte. Er
erklärte, Überbrückungsleistungen sollten wie die Ergänzungsleistungen der Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen entsprechen
– jedoch mit kleineren Änderungen. Die Kosten schätzte er bei jährlich etwa 4'400
Personen auf CHF 230 Mio. ab dem Jahr 2030, wenn sich die Zahlen eingependelt
hätten. Hinzu kämen die Kosten für die Förderung der Wiedereingliederung älterer
einheimischer Arbeitskräfte in der Höhe von CHF 210 Mio. für die drei Jahre, die die
entsprechenden Massnahmen dauern sollten. 
Alex Kuprecht (svp, SZ) kritisierte als Sprecher der Kommissionsminderheit, welche
Nichteintreten auf die Vorlage empfahl, eine ganze Reihe an Aspekten der neuen
Überbrückungsleistungen. Einerseits sei die Höhe von maximal CHF 4'862 im Monat für
Alleinstehende und maximal CHF 7'294 im Monat für Ehepaare sowie die zahlreichen
von der ÜL übernommenen Kosten zu hoch. Dann stellte er die Schätzungen der
Verwaltung zur Anzahl Bezügerinnen und Bezüger in Frage; diese träfen nur bei
Vollbeschäftigung zu. Bei einer Rezession könnten hingegen gegen 10'000 Personen ein
Anrecht auf ÜL haben und die Kosten der Massnahme entsprechend stark steigen, wie
es auch im Kanton Waadt – dessen Modell unter anderem als Vorbild der Massnahme
dient – geschehen sei. Kosten in der Höhe von CHF 500 Mio. jährlich seien «nicht
unrealistisch», wodurch «drastische Sparmassnahmen oder Entlastungsprogramme,
wie wir sie alle kennen, [...] wohl unausweichlich sein [werden]». Die
Überbrückungsleistungen kämen weiter einer frühzeitigen Pensionierung für gewisse
Personen gleich, womit falsche Anreize gesetzt würden. Stattdessen sollten die
Arbeitslosen wieder in den Arbeitsprozess integriert werden. Als letzten Punkt
kritisierte er das eigentliche Ziel, das mit dieser Regelung verfolgt werde, nämlich den
Kampf gegen die Begrenzungsinitiative oder gar für das institutionelle
Rahmenabkommen. 
Nach einer längeren Debatte schritt die kleine Kammer zur Abstimmung und sprach
sich mit 31 zu 14 Stimmen (ohne Enthaltungen) für Eintreten aus. In der Detailberatung
änderte der Ständerat den bundesrätlichen Vorschlag an einigen, teilweise sehr
gewichtigen Stellen. So folgte er einem mehrere Aspekte umfassenden Konzeptantrag
Noser (fdp, ZH). Dieser störte sich daran, dass 62-Jährige besser fahren würden, wenn
sie arbeitslos würden und dann ÜL bezögen, als wenn sie sich mit 62 Jahren
frühpensionieren liessen. Er beantragte deshalb, den ÜL-Bezug nur bis zum Erreichen
des Frühpensionierungsalters zuzulassen. Kommissionssprecher Dittli kritisierte diesen
Vorschlag im Namen der Kommission, weil die Betroffenen dadurch ihr
Vorsorgevermögen anzapfen und allenfalls später EL beziehen müssten. Knapp sprach
sich der Ständerat aber mit 23 zu 21 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für den Antrag Noser
aus. 
In einem weiteren Konzeptantrag, dem zweiten Teil seines ersten Antrags, wie Ruedi
Noser erklärte, wollte Noser das Leistungsniveau zwischen ÜL und Frühpensionierung
angleichen und entsprechend den ausbezahlten Betrag von CHF 58'350
(Alleinstehende) respektive CHF 87'525 (Ehepaare) auf CHF 38'900 (Alleinstehende)
respektive CHF 58'350 (Ehepaare) reduzieren, gleichzeitig aber auch die die
Besteuerung der Leistungen aufheben. Obwohl sich zahlreiche Sprechende gegen diese
Änderung aussprachen und auf die «Logik» (Rechsteiner) hinter den Überlegungen des
Bundesrates hinwiesen, nahm der Ständerat auch diese Änderung mit 24 zu 19 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) an. 
Ansonsten brachte der Ständerat nur noch kleinere Änderung an der bundesrätlichen
Version an. Unter anderem schuf er eine jährliche Nachweispflicht für Bemühungen um
die Integration in den Arbeitsmarkt, eine Evaluationsbestimmung, gemäss der der
Bundesrat fünf Jahre nach Inkrafttreten dem Parlament Bericht über Umsetzung und
Wirksamkeit des Gesetzes erstatten muss, sowie eine auf drei Jahre begrenzte
Zusatzfinanzierung in der Höhe von jährlich CHF 69.5 Mio. zur Förderung der
Wiedereingliederung inländischer Arbeitskräfte. 
Mit 36 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) respektive 38 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
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löste der Ständerat die Ausgabenbremse für die ÜL sowie die Zusatzfinanzierung für die
Wiedereingliederung gegen den Willen der SVP-Fraktion und stimmte der Vorlage mit
33 zu 11 Stimmen zu. Die Überbrückungsleistungen in dieser Form trafen nicht nur bei
den SVP-Mitgliedern, sondern auch bei mehreren CVP- und einem FDP-Mitglied auf
Widerstand. 26

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Anfang November 2019 erschien der Länderbericht der OECD zur Schweiz. Darin lobte
die Organisation einerseits die Lage der Schweizer Wirtschaft und verwies darauf, dass
die Schweiz das dritthöchste BIP pro Kopf aller OECD-Staaten aufweise. Sorge bereitete
den Berichtautorinnen und -autoren hingegen unter anderem die Alterung der
Bevölkerung: Man müsse die Herausforderungen des demografischen Wandels und der
alternden Gesellschaft angehen, wurde betont. Heute ermögliche das Rentensystem
zwar noch ein angemessenes Einkommen im Ruhestand, Reformen seien aber nötig,
zumal der Bevölkerungsanteil der über 65-Jährigen bald 30 Prozent betragen und damit
höher liegen werde als im Durchschnitt der OECD-Staaten. Gefordert wurden im
Bericht entsprechend in einem ersten Schritt die Anpassung des Frauenrentenalters an
dasjenige der Männer, in einem zweiten Schritt die Erhöhung des Rentenalters auf 67
Jahre und schliesslich die Koppelung des Rentenalters an die Lebenserwartung. Die
berufliche Vorsorge wiederum solle durch eine Senkung des Umwandlungssatzes und
durch dessen flexiblere Anpassung per Verordnung reformiert werden. Des Weiteren
sei eine Reduktion der Lohnzulagen für ältere Arbeitnehmende nötig, um deren
Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2019
ANJA HEIDELBERGER

Ergänzungsleistungen (EL)

Mit einer Motion wollte die SGK-NR im Sommer 2018 erreichen, dass betreutes
Wohnen zukünftig über Ergänzungsleistungen zur AHV finanziert werden kann. Da die
Finanzierung hierfür bisher häufig nicht ausreiche, lebten viele Personen trotz relativ
geringem Pflege- und Betreuungsaufwand im Heim, da diese Kosten teilweise von der
EL übernommen werden. Ein Drittel aller im Heim lebender Personen benötige denn
auch weniger als eine Stunde Pflege pro Tag, betonte die Kommission. Daher sollten die
zu erfüllenden Voraussetzungen zur Übernahme der Finanzierung durch die EL sowie
die Anforderungen an die Anbieterinnen und Anbieter von betreutem Wohnen neu
definiert werden, sodass Heimeintritte betagter Menschen verzögert oder gar
vermieden werden könnten. Der Bundesrat anerkannte das Anliegen, nahm aber
gleichzeitig die Kantone in die Pflicht: Da diese durch eine solche Änderung entlastet
würden, sollten sie auch grösstenteils für die entsprechende Unterstützung
aufkommen. Stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion im Frühjahr 2019 an. 28

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Auch im Ständerat traf die Motion der SGK-NR für eine teilweise Übernahme der Kosten
von betreutem Wohnen durch die Ergänzungsleistungen zur AHV auf keinen
Widerstand. Für die Kommission erläuterte Alex Kuprecht (svp, SZ) die
Entstehungsgeschichte der Motion: Eine solche Regelung habe im Rahmen der EL-
Revision aufgenommen werden sollen, man habe jedoch auf eine Aufnahme ohne
sorgfältige Prüfung und Vernehmlassung verzichtet und stattdessen die
Kommissionsmotion eingereicht. Stillschweigend sprach sich nun auch der Ständerat
als Zweitrat dafür aus, dass der Bundesrat eine entsprechende Regelung umsetzen
solle. 29

MOTION
DATUM: 12.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Berufliche Vorsorge

Endlich gleich lange Spiesse für über 50-Jährige, forderte die BDP-Fraktion im Mai
2017 mit einer Motion. Konkret verlangte der Vorstoss die Einführung eines
Einheitssatzes bei den Altersgutschriften zur Beendigung der Benachteiligung der
älteren Generation auf dem Arbeitsmarkt. Da die Altersgutschriften gemäss den
aktuellen Regelungen mit dem Alter anstiegen und gemeinsam von Arbeitgebenden und
Arbeitnehmenden bezahlt werden müssten, werde die Arbeit von Älteren stetig
verteuert, fasste die Fraktion die Problematik noch einmal zusammen. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung: Bereits im Rahmen der
Altersvorsorge 2020 sei eine entsprechende Massnahme geprüft und vom Parlament
aufgrund der unverhältnismässigen finanziellen Belastung der jungen Generation
verworfen worden. 
In der Sommersession 2019 beriet der Nationalrat den Vorstoss. Bundesrat Berset
verwies darauf, dass eine solche Umstellung ziemlich kompliziert wäre, und bat den Rat
darum, die laufende Pensionskassenrevision abzuwarten. Ohne Gegenstimme nahm die
grosse Kammer die Motion jedoch mit 165 Stimmen und 12 Enthaltungen an. 30

MOTION
DATUM: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Private Vorsorge

In der Wintersession 2013 nahm der Nationalrat ein Postulat Weibel (glp, ZH) an, gemäss
dem der Bundesrat darlegen soll, welche Änderungen für eine Beibehaltung der
Möglichkeit, ab einem Alter von 59 respektive 60 Jahren weiterhin Überträge von einer
Säule-3a-Einrichtung auf eine andere Säule-3a-Einrichtung zu tätigen, nötig wären.
Diese Überträge sollten gemäss der Arbeitsgruppe «Vorsorge» der schweizerischen
Steuerbehörden zukünftig nicht mehr möglich sein, erklärte der Postulant. Er
vermutete, dass die Steuerbehörden darauf bestünden, das «Vorsorgeguthaben sofort
statt längstens in zehn Jahren zu besteuern», was er als kurzfristige Steuerpolitik
kritisierte. Diskussionslos nahm der Nationalrat das Postulat an, nachdem es auch der
Bundesrat zur Annahme empfohlen hatte. 31

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
ANJA HEIDELBERGER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mit zwei parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 16.502 und Pa.Iv. 16.503) wollte Min Li
Marti (sp, ZH) im Dezember 2016 die Situation älterer Arbeitsuchender im AVIG
verbessern. Mit der ersten Initiative sollte das AVIG zukünftig generell den Bedürfnissen
und Schwierigkeiten älterer Arbeitsuchender besser gerecht werden, die zweite
Initiative formulierte konkrete Vorschläge: So sollte bei über 55-Jährigen zukünftig auch
der Verdienst aus arbeitsmarktlichen Massnahmen versichert sein und die
Mindestbeitragszeit für den Maximalbezug von Arbeitslosengeld für dieselbe
Personengruppe von 22 auf 18 Monate reduziert werden. Die SGK-NR empfahl mit 18 zu
6 respektive 19 zu 6 Stimmen, den Initiativen keine Folge zu geben. Sie konzentriere sich
mit Hilfe der Wirtschaft lieber auf eine bessere Arbeitsmarkteingliederung der über 55-
Jährigen, deren Arbeitslosen- und Aussteuerungsquote überdies tiefer lägen als
diejenigen anderer Gruppen. Dabei nahm die Kommission auch Petitionen des Vereins
50plus outIn work Schweiz (heute Avenir50plus; Pet. 15.2038) sowie von Herrn Gotthold
Morach (Pet. 17.2004) zur Kenntnis. 
Nach einer hitzigen Debatte zur Frage, wie stark sich die Situation für die über 50-
Jährigen seit der Einführung der Personenfreizügigkeit verschlechtert habe, lehnte der
Nationalrat beide Initiativen in der Frühjahrssession 2018 mit 135 zu 52 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) respektive mit 129 zu 51 (bei 3 Enthaltungen) ab. Bei beiden
Abstimmungen waren die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktion sowie
EVP-Nationalrätin Marianne Streiff-Feller (evp, BE) – unterstützt in der zweiten
Abstimmung von Thomas Aeschi (svp, ZG) – in der Minderheit. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Alterspolitik

Der Nationalrat nahm von zwei Einzelpetitionen Kenntnis, welche einen Steuererlass
sowie eine Herbstzulage für über 90jährige Schweizer verlangte, gab ihnen aber keine
Folge, da seiner Ansicht nach die verfassungsmässigen Grundlagen dafür fehlen. 33

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat lehnte es ab, einer parlamentarischen Initiative der Grünen Fraktion
Folge zu geben, welche eine Änderung des Gesetzes über die berufliche Vorsorge BVG
in dem Sinn wollte, dass aus den Kapitalien der zweiten Säule jährlich ein
Solidaritätspromille in einem Fonds geäufnet und daraus generelle Einrichtungen der
Alters- und Hochbetagtenbetreuung und -pflege finanziert werden sollten. Da ihm das
Anliegen — nicht aber dessen Verquickung mit dem BVG — legitim erschien, überwies
der Rat anschliessend ein Kommissionspostulat, welches den Bundesrat ersucht zu
prüfen, wie in Zusammenarbeit mit den Kantonen und privaten Trägern zusätzliche
Mittel beschafft werden könnten, um Innovationen im Bereich der Unterbringung und
Betreuung von Hochbetagten zu fördern und Selbsthilfeprojekte von Seniorinnen und
Senioren sowie ihrer Angehörigen zu unterstützen. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Zürich beteiligten sich die Grauen Panther erstmals an Nationalratswahlen
und erzielten auf Anhieb 1,7% der Stimmen, womit sie nur knapp einen Sitz verpassten.
Nach Basel und Zürich bildete sich neu auch in Bern eine Sektion dieser Vereinigung,
die überall dort mitreden will, wo es um die Anliegen älterer Menschen geht. 35

WAHLEN
DATUM: 08.07.1991
MARIANNE BENTELI

Kamen 1980 auf 100 Personen im erwerbsfähigen Alter rund 25 Rentnerinnen und
Rentner (65 Jahre und älter), werden es gemäss Prognosen im Jahr 2040 etwa 40 sein.
Diese Zunahme stellt die Gesellschaft vor neue Herausforderungen. Um diese besser
analysieren zu können, schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein Nationales
Forschungsprogramm (NFP 32) zum Thema "Alter" aus. Die Dauer der
Forschungsarbeiten, für die ein Gesamtbetrag von 12 Mio Fr. zur Verfügung steht, wurde
auf fünf Jahre angesetzt. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.1991
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Spielmann (pda, GE) für die Einführung eines generellen halben Tarifs für
Rentnerinnen und Rentner im öffentlichen Verkehr wurde mit dem Hinweis auf die
angespannten Bundesfinanzen und die Möglichkeit des Erwerbs eines Halbtax-
Abonnements vom Nationalrat abgelehnt. 37

POSTULAT
DATUM: 09.03.1992
MARIANNE BENTELI

In seinem Bericht über die Richtlinien der Regierungspolitik versprach der Bundesrat,
noch in der laufenden Legislatur einen neuen Bericht über die Altersfragen in der
Schweiz vorzulegen. 38

BERICHT
DATUM: 18.09.1992
MARIANNE BENTELI

Am 1. Oktober, am Tag des Europatages der älteren Menschen, versammelten sich auf
dem Rütli zahlreiche Mitglieder des Schweizerischen Senioren- und Rentnerverbandes
und hiessen eine Resolution zuhanden der eidgenössischen Räte und des Bundesrates
gut, die sich gegen den Abbau von Sozialleistungen für Senioren richtet. 39

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.10.1993
MARIANNE BENTELI

Die zunehmende Überalterung der Bevölkerung hat zur Folge, dass sich auch die
Probleme bei der Betreuung Betagter verschärfen, doch fehlen immer noch wichtige
Daten, die es — im Zeichen einer gewaltigen Kostenexplosion — erlauben,
kostengünstige Modelle zu entwickeln, damit ältere Menschen bei möglichst hoher
Lebensqualität zu Hause bleiben können. Unter der Federführung des Berner
Zieglerspitals wurde deshalb im Rahmen des NFP 32 ("Alter") ein grossangelegtes
Nationalfondsprojekt gestartet, mit dem Ziel, im ganzen Land anwendbare Modelle für
eine vorbeugende Betreuung der Hochbetagten zu erarbeiten. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.1993
MARIANNE BENTELI
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Am 3. Dezember fand im Parlamentsgebäude in Bern die erste Alterssession statt, an
der rund 500 Delegierte von Senioren- und Selbsthilfeorganisationen aus der ganzen
Schweiz unter dem Vorsitz von alt Bundesrat Hans Peter Tschudi teilnahmen. Die
Sessionsteilnehmerinnen und -teilnehmer verabschiedeten mehrere Thesen und eine
Senioren-Charta, welche in erster Linie Mitbestimmung und Verantwortung für die
Senioren sowie mehr Solidarität zwischen den Generationen verlangte. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1993
MARIANNE BENTELI

Immer mehr Menschen erreichen ein hohes Alter, und immer mehr fühlen sich von der
Gesellschaft ausgeschlossen und vernachlässigt. Dies zeigte der Bericht "Altern in der
Schweiz", der im Auftrag des EDI von einer Expertenkommission erstellt wurde. Der
Bericht versteht sich nicht nur als Bestandesaufnahme der Situation der älteren
Bevölkerung, sondern auch als Leitfaden für eine neue Alterspolitik. Ausgehend von der
Einsicht, dass mit der wachsenden Zahl von Rentnerinnen und Rentnern ein gewaltiges
Potential an Wissen und Arbeitskraft brachliegt, schlug die Kommission vor, ältere
Menschen künftig vermehrt in gesellschaftliche und soziale Aufgaben einzubinden.
Diese Erkenntnis möchte die Kommission mit einem neuen "Generationenvertrag"
verwirklichen. Dieser sieht neben einem flexiblen Rentenalter zwischen dem 58. und
dem 70. Lebensjahr vor, dass die jüngeren Generationen im eigenen Interesse
Rahmenbedingungen schaffen sollen, die es der älteren Bevölkerung erlauben, aus ihrer
"Nutzlosigkeit" und Isolation auszubrechen. Zur Auswahl könnten handwerkliche
Arbeiten, Gutachtertätigkeiten, soziale Einsätze und künstlerische und erzieherische
Dienstleistungen stehen. 42

BERICHT
DATUM: 19.05.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Allenspach (fdp, ZH) den Bundesrat verpflichten,
eine konsultative Kommission für Altersfragen zu schaffen, die sich
departementsübergreifend mit allen Fragen des dritten Lebensabschnittes befasst. Der
Bundesrat wollte in diesem Bereich kein konkretes Engagement eingehen, sondern
vorerst die Reaktionen auf den Altersbericht sowie die Ergebnisse der
Forschungsberichte aus dem NFP 32 (Alter) abwarten. Auf seinen Antrag wurde der
Vorstoss als Postulat angenommen. 43

MOTION
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Erhebung des Bundesamtes für Statistik leben in der Schweiz rund 71 500
Personen in einem Alters- oder Pflegeheim, mehrheitlich alleinstehende (ledige oder
verwitwete) Frauen mit einem Durchschnittsalter von 82 Jahren. Unter den betagten
Heimbewohnerinnen und -bewohnern ist eine schlechte seelische Verfassung sehr
verbreitet. Mehr als drei Viertel leiden unter Niedergeschlagenheit, Pessimismus und
Energielosigkeit. Nur bei neun Prozent überwiegen positive Gefühle wie Gelassenheit
und Optimismus. In der übrigen Bevölkerung gaben hingegen vier von zehn Personen
an, sich psychisch gut zu fühlen. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.09.1995
MARIANNE BENTELI

Im Oktober fand in Bern die zweite Alterssession statt. Neben Fragen zu Europa, zur
AHV und zur Krankenversicherung waren die Beziehungen zwischen den Generationen
Hauptpunkt der Traktandenliste. Mehrfach wurden die Gemeinsamkeiten zwischen
Jungen und Alten betont, so etwa die Angst vor dem Verlust der sozialen Sicherheit und
das Gefühl, von den politischen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen zu sein.
Bereits im Vorfeld der Session hatten Kontakte zwischen Jugend- und
Rentnerorganisationen stattgefunden. Das Plenum beschloss nun, eine aus Senioren
und Jugendlichen zusammengesetzte Arbeitsgruppe solle bis 1999 einen
Generationenvertrag ausarbeiten, der sich nicht nur auf materielle Werte beschränkt. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.10.1997
MARIANNE BENTELI

In einer in der Schweiz einmaligen Abstimmung beraubte die Bündner Gemeinde
Stierva die über 65jährigen Einwohnerinnen und Einwohner des passiven Wahlrechts.
Dieser Beschluss, welcher vor der Bündner Kantonsverfassung kaum bestehen wird, hat
insofern einen Präzedenzfall, als 1988 in der Glarner Kantonsverfassung bestimmt
wurde, dass Regierungs- und Ständeräte sowie Richter und Gerichtspräsidenten für
jene Amtsperiode nicht mehr wählbar sind, in welche die Vollendung des 65.
Altersjahres fällt. Das nationale Parlament genehmigte 1989 die Glarner Verfassung als
bundesrechtskonform. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Der Vorschlag des Bundesrates zum Gleichstellungsartikel (Art. 8) sah vor, neben dem
Grundsatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (Abs. 1), eine Liste der
verbotenen Diskriminierungen anzuführen (Abs. 2). So sollte niemand benachteiligt
werden dürfen, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache, der sozialen Stellung, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Überzeugung oder wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung. Im
Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollten mehrere Abgeordnete weitere
Diskriminierungstatbestände explizit aufnehmen, so etwa Beerli (fdp, BE) den Begriff
der Lebensform, um den alternativen Partnerschaften besser gerecht zu werden,
Leumann (fdp, LU) das Kriterium des Alters, womit in erster Linie ein besonderer Schutz
der Jugend anvisiert wurde, und Brändli (svp, GR) neben der körperlichen und geistigen
auch die psychische Behinderung. In zwei Eventualabstimmungen wurden die Anträge
Beerli und Brändli angenommen, jener von Leumann ganz knapp abgelehnt. Schliesslich
setzte sich aber Spoerry (fdp, ZH) mit dem Argument durch, angesichts der Tatsache,
dass wohl keine Aufzählung je abschliessend sein könne, sei es sinnvoller, die Liste
gänzlich fallen zu lassen und in Abs. 2 nur zu sagen, dass niemand diskriminiert werden
darf. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat wurde der Antrag Spoerry von einer rechtsbürgerlichen Minderheit unter
Fischer (svp, AG) eingebracht und zwar in der Form der Zusammenfassung beider
Absätze in einen Abs. 1. Da zu diesem Alinea SP-Anträge für eine geschlechtsneutrale
Formulierung auch im Französischen und Italienischen eingereicht waren, diese Frage
aber generell erst vor Abschluss der Gesamtberatung geregelt werden sollte, wurde die
Diskussion darüber verschoben – und angesichts der weiteren Beschlüsse der Räte gar
nicht mehr aufgenommen. Gegen einen Antrag Leuba (lp, VD), der dem Ständerat beim
ganzen Artikel folgen wollte, nahm der Nationalrat mit 101 zu 55 Stimmen den Antrag
seiner Kommission zu Abs. 2 an und fügte so die Begriffe der Lebensform und der
psychischen Behinderung ein. Zwei Minderheitsanträge vor allem aus den Reihen der
SP, welche einerseits die geschlechtliche Orientierung und den Zivilstand, anderseits
das Alter ausdrücklich erwähnen wollten, wurden nach ausgiebiger Diskussion mit 85 zu
70 resp. 86 zu 69 Stimmen verworfen. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1998
MARIANNE BENTELI

In seiner zweiten Lesung trug der Ständerat dem deutlichen Ergebnis in der grossen
Kammer Rechnung und übernahm diskussionslos die Version des Nationalrates.
Ebenfalls ohne Opposition passierte der von seiner Kommission aufgenommene Begriff
des Alters. Der Berichterstatter gab zu bedenken, je mehr Diskriminierungskriterien
aufgeführt würden, desto mehr könnte der Anschein erweckt werden, dass diejenigen
benachteiligt werden dürften, die nicht erwähnt sind, weshalb zumindest das Alter
auch speziell genannt sein müsse. Der Nationalrat hiess daraufhin stillschweigend
diesen Zusatz ebenfalls gut. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1998
MARIANNE BENTELI

Die UNO erklärte unter dem Motto „Alle Generationen – eine Gesellschaft“ 1999 zum
Jahr der älteren Menschen. Bundespräsidentin Dreifuss lancierte bei dieser
Gelegenheit einen Appell, Senioren nicht auszugrenzen, sondern von deren
Lebenserfahrung zu profitieren. Die älteren Menschen rief sie dazu auf, mit den
Angehörigen anderer Generationen solidarisch zu sein. Als Beispiel nannte sie die
Mutterschaftsversicherung und die Unterstützung alleinerziehender Mütter. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.1999
MARIANNE BENTELI

In Weesen (SG) fand Mitte August die erste Senioren-Landsgemeinde statt. Der
organisierende Schweizerische Senioren- und Rentnerverband (SSRV) wurde von den
rund 3000 Anwesenden einstimmig ermächtigt, beim Bund (Bundesrat oder Parlament)
die Einsetzung eines Seniorenrates zu beantragen, der in allen Altersfragen konsultiert
werden und Stellungnahmen zur längerfristigen Entwicklung und Sicherung der
Altersvorsorge formulieren soll. Zudem wurde eine Mitbestimmung in den
Stiftungsräten der Pensionskassen und in allen jenen ausserparlamentarischen
Kommissionen verlangt, welche die Altersvorsorge massgebend beeinflussen. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.08.1999
MARIANNE BENTELI
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Rund 50 Mitglieder des National- und Ständerates, die sich über alle Parteigrenzen
hinweg in alterspolitischen Fragen engagieren, schlossen sich zu einer
Parlamentariergruppe Altersfragen zusammen. Diese wird von Nationalrat Widmer (sp,
LU) präsidiert. 52

ANDERES
DATUM: 18.09.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Studie des nationalen Forschungsprogramms „Alter“ (NFP 32) stellte fest, dass
ältere Menschen aktiver denn je sind. Ihre wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten
Jahrzehnten spürbar verbessert, und sie fühlen sich wohler. Die Autoren der
Untersuchung meinten, grundsätzlich habe sich die Altersvorsorge mit dem Drei-
Säulen-Prinzip bewährt und wesentlich zum Rückgang der Altersarmut beigetragen. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1999
MARIANNE BENTELI

Zu Beginn des Berichtsjahres wurde das Nationale Forschungsprogramm „Alter“
(NFP32) offiziell abgeschlossen. Das Programm war 1992 lanciert worden, umfasste 28
Einzelprojekte und war mit 12 Mio Fr. dotiert. Das generelle Fazit dieser Studien lautete,
dass es den Betagten sowohl in materieller als auch gesundheitlicher Hinsicht heute
deutlich besser geht als vor 20 Jahren. Von einer generellen Vereinsamung kann
ebenfalls keine Rede sein. Trotz der komfortableren Situation vor allem der jüngeren
Rentnergeneration leben aber viele Hochbetagte noch immer unter schwierigen
Bedingungen. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.01.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss einem Bericht des BFS sind ältere Menschen in der Schweiz weniger oft das
Opfer von Gewalt (4%) als die übrige Bevölkerung (9%). Deutlich ausgeprägter als die
Häufigkeit der Delikte ist das subjektive Gefühl der Bedrohung. Jede vierte ältere
Person befürchtet einen Einbruch oder Diebstahl, jede fünfte einen Raubüberfall. Die
Statistik widerlegte auch eine weitere weit verbreitete Annahme, nämlich dass im Alter
seelisch bedingte Erkrankungen zunehmen. Während sich nur knapp die Hälfte der
Gesamtbevölkerung eines hohen psychischen Wohlbefindens erfreut, sind es bei den
Seniorinnen und Senioren 62%. 55

BERICHT
DATUM: 09.11.2000
MARIANNE BENTELI

Über einen neu gegründeten Seniorenrat (SSR), der sich als Sprachrohr gegenüber
eidgenössischen Instanzen, politischen Meinungsträgern und der Öffentlichkeit
etablieren will, soll die Stimme der älteren Generation gehört werden. Zur ersten
Präsidentin wurde die frühere Baselbieter SP-Nationalrätin Fankhauser gewählt. 56

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.02.2002
MARIANNE BENTELI

Vom 8. bis 12. April fand in Madrid die 2. UNO-Weltversammlung (nach Wien 1982) über
das Altern statt, an der auch die Schweiz teilnahm. Bundesrätin Dreifuss leitete die
Delegation während den ersten beiden Tagen. Kernpunkt der Veranstaltung war die
Erkenntnis, dass die demografische Herausforderung nicht nur die Industriestaaten,
sondern zunehmend auch die Entwicklungsländer betrifft. Am Ende der Konferenz
wurde ein Aktionsplan verabschiedet, der drei Ziele verfolgt: In einer alternden Welt soll
die wachsende betagte Bevölkerungsschicht voll integriert werden, Gesundheit und
Wohlbefinden der Seniorinnen und Senioren sollen gewährleistet sein und
altersrelevante Aspekte in allen gesellschaftlichen Bereichen berücksichtigt werden. 57

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.04.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Leutenegger-Oberholzer (sp, BL) den Bundesrat
verpflichten, die konzeptionellen Grundlagen für eine schweizerische Alterspolitik zu
entwickeln, die nötigen personellen und finanziellen Ressourcen dafür bereitzustellen
und dem Parlament gegebenenfalls die erforderlichen gesetzlichen Massnahmen
vorzulegen. Insbesondere sollte abgeklärt werden, wie die Leistungen und
Kompetenzen der Seniorinnen und Senioren vermehrt gesellschaftliche Anerkennung
finden und die Nichtdiskriminierung durchgesetzt werden können, sowie welche
Ressourcen beim Bund und allenfalls auf kantonaler Ebene für die Durchsetzung einer
effektiven Alterspolitik erforderlich sind. Der Bundesrat verwies auf bereits getroffene
Massnahmen sowie auf den Umstand, dass in zentralen Bereichen, so etwa im
Gesundheits- und Sozialbereich, primär die Kantone zuständig sind. Auf seinen Antrag
wurde der Vorstoss nur als Postulat angenommen. 58

MOTION
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI
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Der im Jahr 2002 in der Öffentlichkeit breit diskutierte Beschluss einer kleinen
bernischen Gemeinde, eine obere Alterslimite von 70 Jahren für die Ausübung eines
Exekutivamtes einzuführen, hatte Nationalrätin Egerszegi (fdp, AG) zu einer Motion
veranlasst, welche die Ausarbeitung eines Berichtes über das Ausmass der politischen
Seniorendiskriminierung in der Schweiz verlangte. Der Vorstoss war 2003 als Postulat
angenommen worden. Im April wurde der Bericht mit einer klaren Aussage vorgelegt:
Auch ältere Personen müssten politische Ämter bekleiden dürfen, der Bundesrat halte
Altersschranken aus gesellschafts- und rechtspolitischer Sicht für untauglich und
fragwürdig, da sie dem Gleichbehandlungsgebot und dem Diskriminierungsverbot in der
Bundesverfassung zuwider laufen. Der Bundesrat anerkannte zwar, dass es Sache der
Gemeinden und Kantone sei, Alterslimiten für öffentliche Ämter festzulegen; er
empfahl ihnen aber, darauf zu verzichten. 59

BERICHT
DATUM: 22.04.2004
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Heim (sp, SO), welche eine
nationale Präventionskampagne zur Förderung der Gesundheit und der Autonomie im
Alter verlangt. 60

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Nach dem Nationalrat im Vorjahr überwies auch der Ständerat im Einvernehmen mit
dem Bundesrat diskussionslos eine Motion Heim (sp, SO), welche eine nationale
Präventionskampagne zur Förderung der Gesundheit und der Autonomie im Alter
verlangt. Nach den Ausführungen der Kommissionssprecherin soll eine nationale
Präventionsstrategie dazu beitragen, das Pflegerisiko zu mindern oder zumindest
hinauszuzögern. Damit kann auch der Anstieg der Gesundheits- und Pflegekosten
wirksam gebremst werden. 61

MOTION
DATUM: 15.06.2006
MARIANNE BENTELI

Alterspolitik hat zum Ziel, den Beitrag älterer Menschen an die Gesellschaft vermehrt
anzuerkennen, für ihr Wohlbefinden zu sorgen und materielle Sicherheit zu
gewährleisten. Sie soll Autonomie und Partizipation der älteren Menschen fördern und
die Solidarität zwischen den Generationen stärken. Ein im Sommer von der Regierung
verabschiedeter Bericht legte Leitlinien als Grundlage für eine solche Alterspolitik vor.
Der Bundesrat betonte aber, es handle sich nicht um einen Aktionsplan, sondern um
eine Strategie. Diese beschränke sich nicht auf den Kompetenzbereich des Bundes;
Kantone, Gemeinden und weitere Partner müssten ebenfalls eingebunden werden. 62

BERICHT
DATUM: 30.08.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Generationenbericht des Schweizerischen Nationalfonds kam zum Schluss, dass die
Überalterung der Gesellschaft nicht zwangsläufig eine stärkere Belastung für die Jungen
bedeutet. Da ältere Menschen mehr medizinische Hilfe benötigen, sorgen sie für die
Schaffung oder den Erhalt von Arbeitsplätzen. Die Untersuchung der Lebenslagen der
verschiedenen Generationen zeigte, dass die Solidarität zwischen Jungen und Alten in
der Schweiz gut funktioniert. Rund 60% der über 80-Jährigen, die zu Hause leben,
werden von Angehörigen gepflegt. Umgekehrt betreuen Grosseltern jährlich während
80 Mio Stunden Kleinkinder, eine Leistung, die mehrere Mia Fr. wert ist. 

Als heikel wurden im Bericht die so genannten Generationenbilanzen bezeichnet. Diese
würden stark von ökonomischen Prognosen und Änderungen der sozialpolitischen
Rahmenbedingungen abhängen und zudem private Transfers zwischen den
Generationen ausblenden. So seien beispielsweise im Jahr 2000 in der Schweiz 28,5
Mia Fr. in Form von Erbe umverteilt worden. Der Generationenbericht empfahl die
Etablierung verschiedener intergenerationeller Initiativen. Als Beispiele dafür wurden
die Erhöhung der Lebensarbeitszeit für Motivierte, eine breitere Finanzierung der
Altersvorsorge sowie eine gezielte Gesundheitsförderung genannt. Dadurch würde sich
die sozialpolitische Belastung nachkommender Generationen nicht oder nur moderat
erhöhen. Grössere politische Reformvorhaben sollten zudem einer
Generationenverträglichkeits-Prüfung unterzogen werden. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.08.2008
MARIANNE BENTELI
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Mit einem Pilotversuch wird in der Stadt Sankt Gallen eine Zeittauschbörse in der
Pflege getestet. Bei diesem Konzept, das von Bundesrat Couchepin lanciert wurde,
helfen rüstige Senioren freiwillig bei der Betreuung pflegebedürftiger Menschen.
Anstelle eines Lohnes erhalten sie dafür Gutschriften im Wert der geleisteten
Arbeitsstunden. Diese können sie einlösen, wenn sie später selbst auf Betreuung
angewiesen sind. Mit der Tauschbörse sollen mehr Helfer für die steigende Zahl der
Pflegebedürftigen gewonnen und die Wertschätzung für deren Einsatz gestärkt werden.
Als Vorbild der Idee diente Japan, wo ein Zeitsparmodell mit rund 400 Regionalgruppen
in der Alterspflege einen wichtigen Part übernimmt. 64

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 13.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Das Gesundheitsobservatorium Schweiz geht davon aus, dass die Zahl der über 65-
Jährigen in der Schweiz bis 2030 ca. um 66% zunehmen und damit die Zwei-Millionen-
Grenze überschreiten wird. Diese Entwicklung zieht eine Zunahme des
Pflegebettenbedarfs nach sich, statt 67 000 Betten wie im Jahr 2008 würden rund
100 000 Pflegebetten benötigt. 65

BERICHT
DATUM: 11.08.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat genehmigte im Berichtsjahr ein Abkommen, das der Schweiz die
Teilnahme am Programm „Ambient Assisted Living“ (AAL) ermöglicht. Im Hinblick auf
den wachsenden Anteil älterer Menschen in der Bevölkerung werden im Rahmen von
AAL Forschungsvorhaben unterstützt, die Gesundheit und Lebensqualität älterer
Menschen verbessern. Im Vordergrund stehen Anwendungen im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologien. Durch neue Produkte und
Dienstleistungen sollen mit dem Programm die sozialen Kosten des demografischen
Wandels gesenkt werden. Gleichzeitig zielt es aber auch darauf ab, die sich daraus
ergebenden wirtschaftlichen Chancen zu nutzen: Waren und Dienstleistungen für ältere
Personen sprechen eine Zielgruppe mit hoher Kaufkraft in einem schnell wachsenden
Markt an. 66

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.10.2010
ANDREA MOSIMANN

Das vom Bundesamt für Statistik (BfS) erstellte Szenario zur Bevölkerungsentwicklung
zeigte auf, dass der Anteil Rentner an der Gesamtbevölkerung der Schweiz ab dem
damaligen Zeitpunkt bis 2035 von rund 17 auf 26 Prozent steigen könnte, was das
gegenwärtige Gesellschaftsmodell und die Finanzierung der Sozialversicherungen
höchstwahrscheinlich unter Druck setzen wird. 67

BERICHT
DATUM: 30.03.2011
ANITA KÄPPELI

In den erstmals und ebenfalls vom BfS veröffentlichten Indikatoren zur Alterssicherung
zeigte sich die Auswirkung der veränderten Bevölkerungsstruktur auf die Sozialwerke.
Während der Anteil Erwerbstätiger pro AHV-Empfänger in den letzten 20 Jahren bereits
von 4 auf 3.5 zu 1 gesunken ist, nahm die Quote der Senioren, welche trotz Rente ihren
Lebensabend finanziell nicht ausreichend gedeckt haben und deswegen auf
Ergänzungsleistungen angewiesen sind, kontinuierlich zu. Dies lag oftmals daran, dass
diese Personen auf Pflege in Heimen angewiesen sind. 68

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

En mars de l’année sous revue, le Conseil national s’est prononcé sur une initiative
parlementaire Meier-Schatz (pdc, SG) qui demande de créer une allocation
d’assistance pour les personnes qui prennent soin d’un proche. L’initiative argumente
notamment que ce type de prise en charge est plus économique pour l’Etat, un
argument renforcé par le vieillissement de la population. De plus, ces prises en charge
ne sont pas sans conséquence pour les proches qui doivent souvent faire des sacrifices
pour endosser ce rôle. Selon l’initiante, l’Etat se doit ainsi d’effectuer un signe de
reconnaissance envers ces personnes. Contrairement à sa commission, le Conseil
national a accepté l’initiative par 90 voix contre 77 et 5 abstentions. L’UDC, le PLR et les
Vert’libéraux se sont principalement opposés au projet. Le Conseil des Etats devra
encore se prononcer; sa commission s’est déjà exprimée en faveur de l’initiative. 69

ANDERES
DATUM: 19.06.2012
EMILIA PASQUIER
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Le vieillissement de la population préoccupe les politiques et les associations. En
décembre 2012, Caritas a annoncé recruter des aides de ménages originaires de
Roumanie. Ces dernières pourraient ainsi répondre à la demande des seniors qui
souhaitent une assistance quotidienne. Caritas a annoncé que ces auxiliaires seront
engagées pour une durée de trois mois et payées 2 700 francs par mois. Selon Caritas,
cette mesure vise à réduire le travail au noir. 70

ANDERES
DATUM: 12.12.2012
EMILIA PASQUIER

Faisant référence au droit à la liberté d’établissement inscrit dans la Constitution, la
conseillère nationale Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une motion
demandant que les personnes âgées devant entrer dans un EMS aient la possibilité
d’entrer dans un EMS d’un autre canton. Lors de son passage devant le parlement, une
minorité Fluri (plr, SO) a proposé de refuser la motion. L’argument pour le rejet de
cette motion est le suivant: les raisons qui poussent les cantons à refuser des nouveaux
pensionnaires sont purement financières et ne se réclament pas du droit
d’établissement. Plus précisément, l’entrée dans un home d’une personne ne
nécessitant pas ou peu de soin requiert une modification de domicile. Ces entrées ne
sont pas problématiques, puisqu’elles n’engendrent pas ou peu de coûts pour les
cantons. Cependant, le cas de personnes nécessitant des soins ne requiert pas de
modification du lieu de résidence. La liberté d’établissement n’est donc pas entravée
dans ces cas précis et une modification du code civil serait superflue. La chambre du
peuple n’a pas été convaincue par ces arguments techniques. Elle a soutenu la
motionnaire par 113 voix contre 65 et 14 abstentions. Le Conseil des Etats s’est montré
plus sensible à l’aspect technique de la motion. Il l’a clairement refusée par 27 voix
contre 5. 71

MOTION
DATUM: 02.12.2013
SOPHIE GUIGNARD

En août 2007, le Conseil fédéral avait établi un rapport sur la politique de la vieillesse.
Considérant l’évolution des conditions-cadres au sein de la Confédération, des cantons
et des communes ainsi que des conditions de vie des personnes âgées, la députée
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) enjoint le Conseil fédéral par le biais d’un postulat à
réviser la stratégie de la Suisse en matière de politique de la vieillesse. Les sept sages
ont recommandé de rejeter le postulat, le Conseil national quant à lui, ne s’est pas
encore prononcé.

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Au mois d’avril, Pro Senectute, Justice & Paix et les églises réformées de Suisse ont
lancé une campagne commune, « Le grand âge. Un temps pour tout » afin d’attirer
l’attention de la population sur les plus âgés, pour que ceux-ci soient perçus comme
des membres à part entière de la société. La campagne se décline sous la forme d’un
site internet, de tables rondes et de conférences diverses 72

ANDERES
DATUM: 02.04.2014
SOPHIE GUIGNARD

Le Contrôle fédéral des finances a publié un rapport sur les prestations de Pro
Senectute. Même si le rapport est positif dans l’ensemble, il a relevé que l’association
devrait plus cibler les personnes âgées vulnérables. 73

ANDERES
DATUM: 17.04.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d’automne, le député Tschäpät (ps, BE) a déposé une motion
demandant l’institution d’une commission fédérale pour les questions liées au
vieillissement et aux relations entre les générations. Le Conseil fédéral salue l’initiative
mais estime qu’une concertation avec les directrices et directeurs cantonaux des
affaires sociales est au préalable nécessaire, afin de clairement identifier les besoins
des différents acteurs pour y répondre au mieux. Les chambres ne se sont pas encore
prononcées sur cet objet.

MOTION
DATUM: 24.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

C'est in extremis que le postulat Heim (ps, SO), demandant une stratégie à l'échelle
nationale pour lutter contre la violence touchant les personnes âgées, a été refusé par
le Conseil national. En effet, la voix prépondérante du président Stahl (udc, ZH) a fait
basculer le vote vers le non, face à l'égalité parfaite de 94 voix contre (venant
exclusivement de l'UDC et du PLR) et 94 voix pour (provenant de tous les autres partis
et d'un seul député UDC). La députée socialiste demandait au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie à l'échelle nationale pour lutter contre la violence dont une

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD
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personne âgée sur cinq est victime, selon des estimations récentes. Comme ces
violences sont entre autres à imputer aux mauvaises conditions de travail du personnel
soignant, il s'agirait pour le parlement de légiférer à ce niveau-là. Le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat, estimant que les différentes initiatives déjà mises en œuvre
ainsi que la coopération entre les cantons et les différentes autorités compétentes
étaient suffisantes. 74

Un postulat Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) demandait au Conseil fédéral un rapport
exhaustif sur les mesures visant à prévenir la violence sur les personnes âgées.
Considéré comme un groupe particulièrement vulnérable aux violences physiques et
psychiques, il est nécessaire selon la députée PDC de mettre en œuvre un programme
luttant contre ces violences, dont la dépendance financière peut faire partie. Malgré un
avis défavorable du Conseil fédéral, qui estime la documentation existante à ce sujet
suffisante, la chambre du peuple a accepté le postulat par 96 voix contre 92, avec une
abstention. A noter que la députée avait lancé dans le même élan une motion (15.3946)
visant l'instauration d'une campagne d'information sur ces violences, qu'elle a préféré
retirer. 75

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

La vert'libérale Kathrin Bertschy souhaite charger le Conseil fédéral d'actualiser la
comptabilité générationnelle. Ce modèle économique permet d'estimer la charge
financière induite pour les générations actuelles et suivantes par les politiques fiscale
et économique de l'État ainsi que la répartition des paiements et des transferts entre
les différentes cohortes de naissance. Une telle projection avait déjà été réalisée par le
SECO en 2004. 
Selon le Conseil fédéral, les instruments de planification à long terme usités par le DFI
et le DFF sont plus pertinents qu'une comptabilité générationnelle. Cependant, il
admet que qu'une attention plus grande peut être portée sur l'équité
intergénérationnelle. Le Conseil fédéral recommande alors de rejeter le postulat, mais
le Conseil national l'a accepté par 157 voix contre 29 et 7 abstentions. La majorité des
refus provient du groupe PDC, ainsi que de deux Verts et trois UDC. 76

POSTULAT
DATUM: 20.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

Menschen mit Behinderungen

Das Parlament behandelte im Berichtsjahr eine Motion Kiener Nellen (sp, BE), welche
die Einhaltung der Frist zur Anpassung von öffentlichen Bauten und Fahrzeugen an die
Bedürfnisse von Behinderten forderte. Grund des Begehrens war das Vorhaben der
Landesregierung, aus Spargründen die Anpassungsfrist um 15 Jahre zu verlängern.
Nationalrätin Kiener Nellen kritisierte diesen Plan, da er die Eingliederungsbemühungen
von behinderten Personen untergraben würde. Der Nationalrat folgte ihrer
Argumentation knapp und nahm die Motion mit 97 zu 93 Stimmen an. Sämtliche
Gegenstimmen stammten aus dem bürgerlichen Lager. Der Ständerat folgte dem Erstrat
und stimmte der Motion ebenfalls zu. 77

MOTION
DATUM: 21.12.2011
ANITA KÄPPELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Im Herbst 2016 forderte Pierre-André Page (svp, FR) mit einer Motion die Anerkennung
und Berufsbildung für Personen, die sich um Betagte und Menschen mit einer
Behinderung kümmern. In der Schweiz würden viele pflegebedürftige Menschen von
Personen aus der Schweiz oder aus dem Ausland begleitet und gepflegt, welche über
keine Ausbildung im Bereich der Pflege verfügten und aus Zeitgründen auch keine
Möglichkeit hätten, eine solche Ausbildung zu absolvieren. Weil diese Personen aber für
viele Betagte und Menschen mit einer Behinderung einen unverzichtbaren Dienst
leisteten, sah es der Motionär als fundamental an, dass sie eine berufsbegleitende
Ausbildung absolvieren könnten.
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme an, dass er die Leistung dieser Personen
honoriere, auch deshalb, weil damit die professionelle Pflege im Gesundheitswesen
entlastet werde. Trotzdem war er der Ansicht, dass diesen Personen bereits genug
Möglichkeiten zur Verfügung stünden, um eine berufliche Ausbildung absolvieren zu

MOTION
DATUM: 26.09.2018
SAMUEL BERNET
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können. So lasse es das Berufsbildungsgesetz zu, dass informell erworbene
Kompetenzen an eine Berufsbildung angerechnet werden könnten, was zu einer
verkürzten beruflichen Grundbildung führen würde. Zudem biete das (SRK) die
Ausbildung «Pflegehelferin/Pflegehelfer SRK» an, die interessierte Personen auf
Aufgaben in der Pflege und Betreuung vorbereite. Bei Eintritt in eine Pflegeausbildung
auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe werde dieses schweizweit anerkannte Zertifikat
als bereits erbrachte Bildungsleistung anerkannt. Einige SRK-Kantonalverbände würden
zudem Spezialkurse für interessierte Migrantinnen und Migranten anbieten. Nicht
zuletzt habe der Bundesrat Ende 2014 einen Aktionsplan Pflege verabschiedet, mit
welchem eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Angehörigenpflege und
Erwerbstätigkeit angestrebt werde. Bundesrat Johann Schneider-Ammann führte Ende
September 2018 im Nationalrat aus, dass dieser Aktionsplan in Umsetzung sei und sich
ein Bundesgesetz derzeit in der Vernehmlassung befinde. Aus diesen Gründen, befand
der Bundesrat, sei die Motion abzulehnen. Der Nationalrat zeigte sich von der
bundesrätlichen Argumentation allerdings wenig überzeugt und nahm die Motion mit
137 zu 43 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 78

Im Herbst 2019 befasste sich der Ständerat mit der Motion Page (svp, FR) über die
Weiterbildung von Personen, die sich um Betagte und Menschen mit Behinderungen
kümmern.  Die WBK-SR hatte sich sehr knapp für die Annahme der Motion
ausgesprochen. Im Ständerat war klar, dass die Betreuung und Pflege behinderter oder
betagter Menschen – oft durch enge Familienangehörige durchgeführt – sehr wichtig
und wertvoll sei und eine riesige Entlastung für das Gesundheitssystem darstelle. Für
die Kommissionsmehrheit führte Olivier Français (fdp, VD) aus, dass eine strukturierte
und angemessene Ausbildung für die betroffenen Personen notwendig sei, da diese oft
beispielsweise nicht genau wüssten, welche Handgriffe sie ausführen müssten. Anne
Seydoux-Christe (cvp, JU) argumentierte des Weiteren, dass es auch oft um komplexe
Koordinationsaufgaben gehe, die viele Personen leisten müssten. Es sei notwendig, sich
um diese Familien zu kümmern und niederschwellige Ausbildungsgänge anzubieten, die
ihren ganz spezifischen Bedürfnissen Rechnung tragen würden.
Für die Kommissionsminderheit führte Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) aus, dass es
bereits heute die Möglichkeit gebe, sich die informell erworbenen Kompetenzen und
Erfahrungen bei einer Ausbildung anrechnen zu lassen. Betreuende und pflegende
Personen könnten beispielsweise die erworbenen Kompetenzen validieren lassen, eine
verkürzte berufliche Grundausbildung absolvieren und Gesuche zur Dispensation von
Bildungsleistungen in formalen Bildungsgängen (z.B. Praktikum) stellen. Zudem habe der
Bundesrat 2014 den Aktionsplan zur Unterstützung und zur Entlastung von pflegenden
Angehörigen verabschiedet, der diese Anliegen ebenfalls unterstütze, so Häberli-Koller.
Bildungsminister Parmelin fügte an, dass der Gesundheitssektor stark reguliert sei;
sobald es eine formale Ausbildung für die pflegenden Personen gebe, bestehe die
Gefahr, dass diese für obligatorisch erklärt werde, so dass die betroffenen Menschen zu
Hause nur noch dann betreut werden könnten, wenn mindestens ein Familienmitglied
eine solche Ausbildung absolviert habe. Dieser Entwicklung solle nicht Vorschub
geleistet werden, so Parmelin. Schliesslich sei zu beachten, dass der Bundesrat bereits
ein Förderprogramm für Angebote zur Entlastung der pflegenden Angehörigen lanciert
habe. 
Die Mehrheit des Ständerates folgte der Linie des Bundesrates und der
Kommissionsminderheit und lehnte die Motion mit 16 zu 17 Stimmen knapp ab. 79

MOTION
DATUM: 24.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

Die FDP stellte in einem Grundlagenpapier zur Seniorenpolitik 15 Thesen für eine
ganzheitliche Alterspolitik auf, deren primäre Ziele die Stärkung der
Generationensolidarität und die Förderung der Eigenverantwortung sind. Dabei
betonte die FDP mit der Einführungsthese «Es kann keine isolierte Alterspolitik geben»
eine gesamtpolitische Betrachtung, die eine Verschärfung des Gegensatzes jung - alt
vermeiden will. Weiter forderte sie die Gewährleistung der finanziellen Sicherung der
AHV und des Generationenvertrages im Gesundheitswesen und plädierte für einen
weiteren Ausbau der individuellen Vorsorge. Die Erhöhung des Frauenrentenalters hält
die FDP für unvermeidbar. Weitere Thesen verlangen, den Anliegen der Betagten in der
Siedlungs- und Verkehrspolitik vermehrt Rechnung zu tragen und Betagte besser in die
Kultur- und Bildungspolitik zu integrieren. Nach Ansicht der FDP kommt den Medien bei
der Förderung der Integration der Senioren eine entscheidende Funktion zu. 80

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.07.1994
EVA MÜLLER

In ihrer Stellungnahme „Golden Age – Alt und Jung gemeinsam“ verlangte die FDP, dass
ältere Menschen ein selbstbestimmtes Leben in materieller Sicherheit führen können.
Dazu seien Änderungen im 3-Säulen-System sowie Massnahmen in den Bereichen
Arbeitsmarkt, Gesundheit, Pflege und Integration nötig. Wichtig sei insbesondere eine
generationengerechte Ausrichtung der Altersvorsorge, d.h. keine weiteren
Ausbauschritte bei der AHV, sondern eine Stärkung der dritten Säule
(steuerbegünstigtes privates Sparen). Ausserdem sollten die im hohen Alter wichtigen
Ergänzungsleistungen in die Verfassung aufgenommen werden. In Bezug auf die Höhe
des Rentenalters wollten sich die Freisinnigen nicht festlegen. 81

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.08.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Oktober in Thun verabschiedeten die
Freisinnigen einstimmig einen Resolutionsentwurf, der eine Schuldenbremse für die
AHV und eine Angleichung des Rentenalters von Frauen und Männern bei 65 Jahren
fordert. Diese beiden nicht ganz neuen Anliegen müssten sofort und nicht erst mit der
12. AHV-Reform an die Hand genommen werden. Ausschliessen wollte die FDP
allerdings eine Erhöhung der Lohnnebenkosten. 82

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2012
MARC BÜHLMANN

Um die Reform der Altersvorsorge voranzutreiben, wollte sich die FDP stärker für
„flexibles Arbeiten im Alter“ einsetzen, so der Titel eines Arbeitspapiers. Die
Erwerbstätigkeit im Alter soll durch altersgerechtere Umstrukturierung oder gezielter
an das Alter angepasste Weiterbildungsangebote gefördert werden. Bessere Strukturen
für familienexterne Kinderbetreuung sollen zudem eine Pause in der Erwerbstätigkeit
von Frauen unnötig machen, was für die FDP eine Voraussetzung für den Verbleib der
Frauen im Berufsleben bis ins Pensionsalter darstellt. Die Freisinnigen begrüssen ein
flexibles Rentenalter und plädieren für ein Referenzrentenalter anstelle einer fixen
Jahreszahl. Bei allen Massnahmen sei aber darauf zu achten, dass die Flexibilität des
Arbeitsmarktes nicht eingeschränkt werde. 83

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die CVP beteiligte sich im Berichtjahr aktiv an der Diskussion zur Rentenreform und
präsentierte Anfang Oktober vier zentrale Vorschläge: ein technisch – also z.B. mittels
Bevölkerungsstatistik auszurechnender – statt gesetzlich-politisch festzulegender
Umwandlungssatz, der frühere Beginn für die Ansparung von Alterskapital, das primär
der Altersvorsorge zu dienen hat und nicht mehr so einfach für Immobilien oder
Unternehmensgründungen gebraucht werden kann, und eine erhöhte Transparenz der
Pensionskassen bei den Vermögensverwaltungskosten. Skeptisch zeigte sich die CVP
gegenüber einer Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre. Gefordert wurde eine
Gesamtvorlage, die spätestens 2019 an die Urne gelangen müsse. 84

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

Im Hinblick auf die anstehende Revision des Gesetzes über die berufliche Vorsorge
(BVG) forderte die GPS einen Umbau der zweiten Säule. Sie will den
Koordinationsabzug abschaffen, der die Einkommenslimite festlegt, ab der die zweite
Säule obligatorisch ist, und der Personen mit kleinem Einkommen benachteiligt.
Gleichzeitig soll das Steuerprivileg für die überobligatorische Altersvorsorge begrenzt
werden. Die Partei schlug weiter vor, ein Prozent der Pensionsgelder künftig in einen
Fonds einzuzahlen, aus dem Risikokapital für kleinere und mittlere Unternehmen
bereitgestellt wird. Die Pensionskasse soll zudem neu frei wählbar sein, um es den
Versicherten zu erlauben, jene Kasse zu wählen, welche die Gelder nach sozialen und
ökologischen Kriterien investiert. 85

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.09.1996
EVA MÜLLER

An ihrer Delegiertenversammlung in Biel Ende April versprachen die Grünen, die
AHVplus-Initiative des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes zu unterstützen und
selber 5 000 Unterschriften beizusteuern. 86

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.04.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Ende Jahr beteiligte sich die BDP mit einem neuen Vorschlag an der Debatte um die
Rentenreform. Die Diskussion um die Höhe des Rentenalters sei von Ideologie geprägt,
befand Parteipräsident Landolt. Man könne die Debatte entpolitisieren, wenn
ökonomische Fakten berücksichtigt würden. Konkret schlug die BDP mit einem
parlamentarischen Vorstoss vor, das Rentenalter an die Lebenserwartung zu knüpfen.
Die Idee ist, dass das Rentenalter 80% der durchschnittlichen Lebenserwartung bei
Frauen und Männern betragen soll. 2013 wäre das Rentenalter also bei 66 Jahren zu
liegen gekommen. Der Vorschlag wurde von SVP und FDP positiv, von der CVP skeptisch
und von der Linken mit Ablehnung aufgenommen. 87
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